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b) und dann auf die aussenpolitischen Reaktionsmechanismen eines politischen
und gesellschaftlichen Systems, das sich dem Interessenausgleich verschrieben
hat.
1. Geschichtsbild
Die schweizerische Nationalgeschichte ist lange und nicht grundlos als Erfolgs-
geschichte geschrieben worden, eines Staatenverbands, der seine Grenzen schon im
16. Jahrhundert erreicht hat und sie seither, abgesehen von der napoleonischen
Epoche, unversehrt bewahrt hat, während in den letzten zwei Jahrhunderten der
europäische Kontinent seine Völker in ungezählten Kriegen verbluten sah. Die Er-
klärung für diese Erfolgsgeschichte fand die nationale Geschichtsschreibung mit
unterschiedlichen Gewichtungen teils in der Natur eines freiheitsliebenden, fleissi-
gen Volkes, teils in der föderalistischen, demokratischen Struktur eines Kleinstaats.
Zentral für das Verhältnis zur Aussenwelt ist der partielle Ausstieg aus der Logik
des nationalen Machtstaats. Gewiss ist die Schweiz ein souveräner Nationalstaat,
aber durch Föderalismus und Dreisprachigkeit scheinbar immunisiert gegen den auf
die Einheit gerichteten Chauvinismus. Gewiss ist die Schweiz ein Teil der Staaten-
welt, aber dank immerwährender bewaffueter Neutralität nicht involviert in das fast
gesetzmässig ablaufende Kräftemessen der europäischen Mächte. Nicht dass sie an
diesem ewigen Blutvergiessen etwas ändern könnte; es ist bedauerlich, aber offen-
sichtlich unvermeidlich.
Der Zweite Weltkrieg bestätigt diese Einschätzung und lässt sich problemlos in
eine bereits gut etablierte nationale Tradition einordnen. Der Weltkrieg, sonst über-
all ein Trauma aus Schwäche und Niederlage, Verrat, Kollaboration und Völker-
mord, wird für die Schweizer im Rückblick zu einer bestandenen Bewährungsprobe,
zu einem Endpunkt für das Landesstreiktrauma und einem Anfang der konsens-
demokratischen Zauberformel. Deshalb, als Erinnerung an eine eigene Leistung,
kann man 1989 des Kriegsausbruchs feierlich gedenken und 1995 nur widerwillig
das Jubiläum des Kriegsendes begehen, weil man damit nichts zu tun gehabt habe.
In dieser Form wird der Weltkrieg positiv besetzt und sinnvoll für die schweize-
rischen Zeitgenossen, die ihn unter erheblichen persönlichen Verzichtleistungen
hinter sich bringen. Erhebliche Opfer, wohlverstanden, im Vergleich zu uns Nach-
geborenen, nicht aber im Verhältnis zu allen anderen Europäern und vielen anderen
Völkern dieser Welt.
Alle Europäer? Wie steht es mit den Schweden, die ebenfalls seit den napoleo-
nischen Zeiten von Kriegen verschont geblieben sind? Weshalb haben sie 1989
nichts zu feiern? Das liegt nicht nur daran, dass die Schweden 1989 nicht über eine
Armeeabschaffungsinitiative abstimmen, sondern auch daran, dass sie eine Tradi-
tion als lutherische Grossmacht haben. Die Sozialdemokraten brechen dezidiert mit
dieser Tradition: Ein egalitäres, friedliches «Volksheim» soll aufgebaut werden, das
die Erinnerung an die ungerechte, militaristische Ständegesellschaft der Frühen
Neuzeit vergessen macht. Was die Schweden behalten, ist lutherisches Missiona-
renturn: OlafPalme sieht seine Rolle für den Weltfrieden und für die Geknechteten
der Dritten Welt ähnlich wie einst Gustav Adolph seinen göttlichen Auftrag als
Retter des deutschen Protestantismus.
Wir Schweizer haben es schwieriger, mit der historischen Tradition zu brechen,
weil wir nicht aufethnische oder sprachliche Gemeinsamkeiten rekurrieren können,
um unseren Nationalstaat zu begründen. Im Gegenteil, um die Katholisch-Konser-
vativen in den liberalen Nationalstaat des 19. Jahrhunderts zu integrieren, sind
die angeblich bis 1291 zurückreichenden Gemeinsamkeiten stets stark betont, die
Brüche dagegen übertüncht worden. Das gilt auch für den konfessionellen Hader,
der die frühneuzeitliche Eidgenossenschaft drei Jahrhunderte lang lahm legte. Der
Bundesstaat von 1848 ist gegen jedes religiöse Bewusstsein gerichtet, welches das
gemeinsame Vaterland unterwandern könnte. In ihrer rein historischen und über-
konfessionellen Begründung ist die Schweiz im eigentlichen wie im übertragenen
Sinn unmissionarisch: Wir sind ein Sonderfall, den bloss die Geschichte erklären
kann, und haben deshalb den anderen Völkern auch nichts zu predigen. Wie den
Schweden ist den Schweizern das Gefühl nicht fremd, ein auserwähltes Volk zu sein:
Doch es ist die säkulare Auserwähltheit eines partikularen Kollektivs in einer un-
verbesserlich schlechten Welt, in der man sich gegen wechselnde Gefahren selbst
verteidigen muss. In dieses Selbstverständnis, das sich in der Grundhaltung eines
«hochgemuten Pessimismus» ausdrückt, lässt sich die Erfahrung des Zweiten Welt-
kriegs nahtlos einbauen.
Das Gefühl der Auserwähltheit ist ein integraler Bestandteil aller modemen
Nationalismen. Doch die kontinentaleuropäischen Nationalismen überstehen den
Zweiten Weltkrieg in dieser Hinsicht derart lädiert, dass sie sich fast alle früher oder
später in die supranationale EU und unter den militärischen Schutzschirm der USA
flüchten. Die Vereinigten Staaten allerdings, sie können die Weltkriegserfahrung
ebenfalls in ihr Bild eines auserwählten Volkes einfügen, das aber aus historischen
Gründen ganz anders geprägt ist als das schweizerische. Es ist, im Rekurs auf die
Pilgrim Fathers, zutiefst religiös, individualistisch, optimistisch, universalistisch und
rnanichäisch, getragen von der Überzeugung, dass es auf dieser Welt einen Kampf
zwischen Gut und Böse gibt, den die Guten durch Sammlung und Kampf gewinnen
können, Der Zweite Weltkrieg lässt sich als Sieg gegen den Nationalsozialismus in
dieses Selbstverständnis ebenso problemlos einbauen wie jüngere Ereignisse.
Das zivilreligiös-missionarische, individualistische, optimistische, universali-
stische und manichäische Selbstbild der westlichen Supermacht USA und das
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säkulare, kollektivistische, pessimistische, partikularistische und relativistische
Selbstbild der unbedeutenden neutralen Schweiz existieren in weitgehender Igno-
ranz problemlos nebeneinander, bis nach 1989 die Nische der Neutralität wegfällt
und die Frage nach einer neuen, freiheitlichen Weltordnung aktuell wird. Eine
solche Weltordnung ist, unvermeidlich, optimistisch im Hinblick auf ihre univer-
salistische Anwendbarkeit nach dem Ende des Systemgegensatzes; angesichts des
Triumphzugs einer liberalen Marktordnung ist sie auch individualistisch, und mis-
sionarisch will diese Weltordnung durchgesetzt werden gegen diejenigen, die sich
ihr böswillig verweigern. Insofern ist es bezeichnend, dass die unterschiedlichen
Leitvorstellungen der Schweiz und der USA über dem Bild des Zweiten Weltkriegs
aneinander geraten, denn darin haben sie sich kondensiert.
Das wird noch dadurch verstärkt, dass die Amerikaner in ihr Selbstbild die
Kriegserinnerung eines anderen auserwählten Volkes aufnehmen, diejenige der
Juden. Der Zweite Weltkrieg wird nicht länger als Abwehrkampfvieler verschiede-
ner Staaten gegen einen perversen deutschen Nationalismus interpretiert, sondern
als Fanal der Moderne, als Vernichtungsfeldzug der europäischen Nationen gegen
ihre ungeliebte, transnationale Minderheit, die Juden. Wie Daniel Levy und Natan
Sznaider gezeigt haben, erhält der Holocaust im Zeitalter der Globalisierung eine
gewissermassen paradoxe Doppelbedeutung:
einerseits als ganz exklusiv jüdisches, kollektives und heilsgeschichtlich ge-
deutetes Schicksal;
und andererseits als dessen universalistische Auslegung, die im Holocaust das
prinzipielle Gegenteil allgemeinverbindlicher Menschenrechte sieht und ihn zur
Basis eines supranationalen kulturellen Gedächtnisses erhebt, damit auf dieser
Basis die Rechte des Individuums in Zukunft besser geschützt sein mögen.
Beide Aspekte sind im Washingtoner Holocaust Memorial Museum an der Mall
vereint, in dem die Amerikaner exklusiv an den jüdischen Genozid erinnert werden,
um daraus die Grundlagen für das ordnende Handeln zugunsten einer gerechten
Weltordnung zu gewinnen. Es ist eine Weltordnung, welche die Bedrohung von
Kollektiven durch den Schutz von Individuen abzuwenden verheisst, wie sich auch
die Beschäftigung mit dem Holocaust hin zu den individuellen Tätern und Opfern
verschoben hat und entsprechend unmittelbar moralisch geworden ist. In den 1990er
Jahren beobachten wir nicht die anonymen Strukturen eines Weltkriegs, sondern wir
sind, mit Oskar Schindler, direkt konfrontiert mit dem konkreten antisemitischen
SS-Offizier, der das konkrete jüdische Mädchen abknallt. Aufjeden von uns kommt
es an, wenn sich der Holocaust nicht wiederholen soll.
Dass dies nicht eine rein jüdische, sondern eine universalistische Warnung ist,
spricht Elie Wiesel 1993 bei der Eröffnung des Washingtoner Holocaust Museum
aus: Unter Berufung auf den Völkermord fordert der Friedensnobelpreisträger,
Clinton solle in Bosnien eingreifen. Als dann im Kosovokonflikt tatsächlich eine
alliierte Militärintervention erfolgt, erklärt derselbe Clinton im März 1999, auch der
Holocaust wäre vermeidbar gewesen, wenn man rechzeitig gehandelt hätte. Die
Bomben auf Serbien wegen eines inneren Konflikts sind ein Verstoss gegen das
herkömmliche Völkerrecht, das zum Erhalt des Friedens die Grenzen eines souve-
ränen Staates als unverletzbar erklärt und sich - in Erinnerung an die frühneu-
zeitlichen Glaubenskriege - gegen jede moralische Begründung eines angeblich
«gerechten» Krieges gewandt hat.
Auch hier will ich nicht noch aktueller werden, die Entwicklungen sind im Fluss.
Es ist aber offensichtlich, dass wir Schweizer, die auf eine Erfolgsgeschichte des
säkularen nationalen Abwehrkampfs gegen fremde Bedrohungen zurückblicken,
mit diesen Veränderungen mehr Mühe bekunden als all diejenigen Länder, die im
Zweiten Weltkrieg die furchtbaren Grenzen ihres nationalstaatliehen Partikula-
rismus erlebten. Und selbst die Schweden, um noch einmal auf sie zurückzu-
kommen, haben andere Lektionen aus dem Krieg gezogen. Das Holocaust Memo-
rial Museum steht am Raul Wallenberg Place, weil Schweden schon in den letzten
Kriegstagen seinen Einsatz für eine bessere Welt - und nicht seine Abwehrbereit-
schaft gegen eine böse Umwelt betont hat. Der Platz könnte auch Carl Lutz Place
heissen, wenn Carl Lutz nicht ein gemassregelter Schweizer Beamter gewesen wäre,
der - wie Paul Grüninger, wie Louis Haefliger - seine Kompetenzen überschritt.
Dass man allerdings den Platz vor dem Holocaust Museum nach dem Pendant zu
Wallenstein in der schweizerischen Kriegserinnerung benennen könnte, nämlich
nach General Guisan, auf diese Idee ist noch niemand gekommen. In der realen
Erfahrung des Krieges, in ihren Leistungen und Fehlern, sind sich Schweden und
Schweizer recht ähnlich; aber die Lektionen, die sie daraus gezogen haben, sind so
gegensätzlich wie das jeweilige Engagement für die UNO.
So ist es auch kein Zufall, dass am 27. Januar 2000, dem 55. Jahrestag der
Befreiung von Auschwitz, die internationale Holocaust-Konferenz ausgerechnet in
Stockholm stattfindet. Die Shoah wird dort zur Basis einer postnationalen Welt-
ordnung erklärt, der deutsche Minister Michael Naumann verkündet ausdrücklich:
«Aus der Erinnerung des Holocaust müssen die richtigen Antworten für Politik
und Gesellschaft in zukünftiger Geschichte erwachsen.» Ganz besonders gilt dies
für eine Europäische Union, die sich bis an den finnischen Meerbusen und an das
Schwarze Meer ausdehnt - was anderes hat dieser Kontinent gemeinsam als das
Schicksal ihrer transnationalen Minderheit, der Juden, die in allen Ländern aus-
gerottet wurden? Bezeichnenderweise im Umfeld der Stockholmer Holocaust-
Konferenz verfügt die EU einen Boykott gegen eines ihrer eigenen Mitglieder,
gegen Österreich, in dessen Regierung Jörg Haiders FPÖ eintreten will. Auf die
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Wenn ich die Krise als moralische Frage klassiere, dann gebe ich selbst kein
Urteil darüber ab, ob dies schlecht oder gut ist. Man kann auch von einer Schein-
moral reden, wenn einem das lieber ist. Das Problem der Banken bestand jedenfalls
darin, dass sich die vertraute, partikulare, helvetische Moral mit der aktuellen, uni-
versalistischen Leitrnoral nicht in Übereinstimmung bringen liess. Wir waren nicht
fähig noch willens, mit Demut den Opfern des Holocaust und deren aktuellen
Repräsentanten zu begegnen, für deren Schicksal wir keine Mitverantwortung zu
tragen glauben. Gerade der WJC drängte immer wieder auf eine Geste, eine sym-
bolische Anerkennung, dass die Schweizer Europäer sind, insofern sie ihren Teil
hatten am gesamteuropäischen Projekt der Judenberaubung und Judenvernichtung.
Der schweizerische Streit um einen einzigen Satz im Flüchtlingsbericht der Bergier-
Kommission, der in eine ähnliche Richtung geht, zeigt, dass viele von uns zu
dieser Umdeutung der Weltkriegsgeschichte nicht bereit sind, die aus einer in
schwersten Zeiten bestandenen Bewährungsprobe eine Mitspielerrolle beim Völker-
mord macht.
Man muss es deutlich sagen: Das Settlement vom August 1998 ist nicht oder nur
zu einem kleinen Teil die Busse für die unbestrittenen Fehler der Vergangenheit, in
Krieg und Nachkriegszeit, die Versäumnisse der Banken beim Umgang mit nach-
richtenlosen Vermögen. Die 1,25 Mrd. $ sind eine Quittung für das Verhalten von
Schweizern der 1990er Jahre: den als herablassend empfundenen Umgang mit Ex-
ponenten des WJC, die Affären Delamuraz, Meili und Jagmetti, die Unberechen-
barkeit der Regierungspolitik. Die Krise wird erst in dem Moment beigelegt, als die
Entscheidung bedingungslos in fremde Hände gegeben wird. Die Vergleichsver-
handlungen finden in den USA statt, die Ankläger sind - fast alle - amerikanische
Juden; der Vermittler, Eizenstat, ist ein amerikanischer Jude; der Richter, Korman,
ist ein amerikanischer Jude; und die amerikanischen Anwälte der Banken, das wird
hierzulande gerne übersehen, sind ebenfalls Juden. Erst als sie alle sich über eine
angemessene Summe einig werden, geht die internationale Debatte über die Rolle
der Schweiz zu Ende - dann allerdings schlagartig. Durch eine erhebliche Geld-
zahlung bekunden die Banken die Bereitschaft, sich einer universalistischen Moral
zu unterwerfen, was gleichsam als Eintrittsgebühr für den lukrativen nordamerika-
nischen Markt verlangt wird. Mit Rücksicht auf die Heimat verweigern dieselben
Bankenjedoch die Unterschrift unter eine symbolische Entschuldigung, wie sie vom
WJC gefordert wird und die, zumindest zu einem früheren Zeitpunkt, die Höhe der
Pauschalzahlung erheblich reduziert hätte.
Damit kommen wir zum zweiten Teil meiner Überlegungen, den Kontinuitäten bei
aussenpolitischen Reaktionsmechanismen der Schweiz. Sie erinnern sich, dass das
innenpolitische Umfeld im Sommer 1998 einer Globallösung nicht geneigt ist.
Repräsentant dieser Haltung ist der Chef der Task Force, Thomas Borer, der ange-
sichts drohender amerikanischer Boykotte die Durchhalteparole ausgibt: Die Zeit
arbeite für die Banken, man dürfe nicht nachgeben, und ein Settlement werde ebenso
wenig wie frühere Massnahmen zu einem Ende der Forderungen führen. Es geht
hier nicht darum, dass Borer sich offensichtlich geirrt hat. Interessant ist, dass er
ohne ein entsprechendes Mandat der Regierung operiert, die ihren Chefdiplomaten
in dieser Sache frei flottieren lässt. Dasselbe gilt für seinen Kontrahenten Alfred
Defago, den Botschafter in Washington, der auf eine Einigung mit den Sammel-
klägern setzt. Aussenminister Cotti lässt die beiden Diplomaten in ihrem auch
persönlich schwierigen Verhältnis selbständig und unkoordiniert nebeneinander
agieren. Zwar sind die Banken nicht begeistert über den in ihren Augen allzu kom-
promissbereiten Kurs Defagos, aber noch viel mehr empört sie Borers Obstruktions-
haltung im unmittelbaren Umfeld des Settlement: Nicht nur schliesst die Regierung
kategorisch eine eigene Beteiligung an einer Globallösung aus, sondern ihr Chef-
unterhändler hintertreibt auch aktiv eine solche Einigung auf privatrechtlicher
Ebene, indem er Wirtschaftskreise und Medien dagegen mobilisiert.
Ähnlich enttäuscht spricht Stuart Eizenstat in seinem bekannten Buch über die
Passivität des Bundesrats. Eizenstat hofft stets darauf, als offiziöser Delegierter der
Administration Clinton ein Pendant in der Schweiz zu erhalten, mit dem er aufstaat-
lich-bilateraler Ebene eine Lösung finden kann. Ihm schwebt eine staatsvertragliche
Lösung vor, wie er sie später mit GrafLambsdorfffür Deutschland aushandeln wird.
Doch der Bundesrat lässt sich darauf nicht ein, mit dem Hinweis, eine finan-
zielle Beteiligung des Bundes werde die Referendumshürde unmöglich über-
winden, was wohl seit dem Eizenstat-Bericht zutrifft. Gleichwohl lassen sich gegen
diese Position drei Vorbehalte vorbringen:
1. Dem Bund sind nicht von Anfang an die Hände gebunden, sondern erst, als die
Auseinandersetzung eskaliert. Doch Bundespräsident Villiger macht die Posi-
tion der Regierung schon beim ersten Besuch klar, den eine Delegation des WJC
im Herbst 1995 macht: Das ist eine privatrechtliche Angelegenheit, mit der die
offizielle Schweiz nichts zu tun hat.
2. Als sich der Druck, vor allem wegen der Raubgoldfrage und der Flüchtlings-
politik, immer stärker auch gegen die staatlichen Behörden richtet, erklären
Bundesrat und Nationalbank, sie würden über allfällige Zahlungen dann be-
schliessen, wenn die wissenschaftliche Abklänmg durch die Bergier-Kommis-
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Panzern an den Landesgrenzen steht oder ob ein demokratischer Rechtsstaat den
Zugang zum eigenen Finanzplatz nicht immer ganz fair an moralische Standards
knüpft, die er als universalistisch ansieht. Die Parallele liegt, um noch einmal eine
Formulierung Lüthys und zugleich auch meinen Titel aufzunehmen, in der Führer-
losigkeit als politischem Normalzustand der Schweiz, die erst in der Krise als
Anomalie bewusst wird: «Die Autorität, die letzte Zuständigkeit, war nie genau
lokalisierbar, und in diesem Juli 1940 gab es sie nicht einmal syrnbolisch.» Eine
ähnliche Autorität wird 1997 von einer amerikanisch-jüdischen Delegation ver-
misst, die gleichsam als Vermittlerin zwischen den Fronten auftreten wilL Müssen
sie sich an die Kirchen wenden, die Wirtschaftskapitäne, die Bundesräte? Am Ende
ihres Besuchs glauben die Delegationsmitglieder die Antwort gefunden zu haben:
Der moralische Führer heisse Christoph Blocher.
Da haben die Delegierten nicht ganz recht. Christoph Blocher ist kein Führer,
der weiss, wohin er will, sondern ein Parteiexponent, der weiss, was er nicht will.
Etwas nicht zu wollen, reicht in der Schweiz immer wieder für Interessenkoalitio-
nen, Referendums- und Wahlsiege. Aber das ist nicht visionäre Leadership, wie es
die amerikanischen Besucher 1997 suchen. In diese Funktion kann sporadisch ein-
mal jemand einspringen, wie Rainer Gut; aber auf Dauer wird sie nicht vergeben in
unserem Land, und wer sie sucht, dem droht das Schicksal von Hans Waldmann.
Das bedeutet aber nicht, dass die führungslose Defensive automatisch auch eine
ungenügende ist. Die Schweiz ist kein Stier, den man an den Hörnern packen kann.
Sie ist ein Puffersystem mit mehr oder weniger exponierten Stossfängern, die
komplex und flexibel das beharrungsfähige innere Gleichgewicht der Schweiz
repräsentieren, eines alpinen Kleinvölkermosaiks mit einer unerhörten Dichte auto-
nomer Gemeinschaften - das war wieder Herbert Lüthy Wo der Druck wächst, da
weicht der Stossfänger zunick wie das Schilfrohr, bis der Sturm vorbei ist. Wenn
der eine «ja» sagt, meint der nächste «vielleicht» und der dritte «eher nein», bis
selbst Napoleon verzweifelt. Nicht nur der Bundesrat kann sich hinter dem Volks-
willen verstecken, der keine Zahlungen an die Sammelkläger wünscht, auch die
Grossbanken finden Eizenstats Verständnis, wenn sie sich als Geisel von Volks-
stimmung und bundesrätlicher Handlungsunfähigkeit deklarieren. Eizenstat und
Konnan, die Vermittler in den USA, bemessen die Schmerzgrenze für die Global-
lösung nicht nach der ökonomischen Potenz der Grossbanken, sondern nach ihrer
innenpolitischen Not.
Vielleicht ist Führerlosigkeit ein recht erfolgreicher Weg, damit ein mit weni-
gen Machtmitteln ausgerüsteter Kleinstaat sich durchmauschelt - nicht nur im
Normalzustand, sondern auch in der Krise. Es ist nicht der Weg des entschiedenen
Widerstands, so sehr wir als heroisches Bauernvolk das bedauern mögen, sondern
eine Mischung aus flexibler Nachgiebigkeit und geduldigem Ausharren. Es ist auch
kein Rezept für die Ewigkeit, sondern ein Mechanismus in einem visionslosen, aber
erstaunlich zählebigen und 1848 mit neuen Spielregeln gefestigten Relikt des Spät-
mittelalters, wie die Schweiz es ist. Ihr defensiver Konservativismus kann es ihr
auch nicht ersparen, auf aktuelle Herausforderungen zu reagieren, für welche die
Weltkriegsdebatte in mancher Hinsicht symptomatisch gewesen ist. Diesen Heraus-
forderungen ist, um den Unterschied noch einmal zu betonen, viel schwieriger
beizukommen als denen von 1940, und dies zum Glück: Der Nationalsozialismus
war in praktisch jeder Hinsicht konträr zum schweizerischen Staatsgedanken und
unseren Werten; eine freiheitliche Weltordnung dagegen ist eine politische und in-
tellektuelle Herausforderung, vor der wir uns nicht auf unsere Insel zurückziehen
können, da sie dem universalistischen Gehalt unserer Geschichte entspricht, auch
wenn sie ihrem partikularen Lauf zu widersprechen scheint.
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